
Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung der 

Aragon Aktiengesellschaft 
mit Sitz in Wiesbaden 

ISIN: DE000A0B9N37 
 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am 

29. Juli 2011 um 11:00 Uhr 

im Novotel, Augustusstraße 6, 55131 Mainz 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein. 

 

Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und  des Lageberichts für das Geschäftsjahr 
2010, des gebilligten Konzernabschlusses und des Ko nzernlageberichts für das 
Geschäftsjahr 2010 sowie des Berichts des Aufsichts rats über das Geschäftsjahr 2010 

Die vorgenannten Unterlagen können auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
„http://www.aragon.ag > Investor Relations > Hauptversammlung“ und in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft, Kormoranweg 1,65201 Wiesbaden, eingesehen 
werden. Sie werden den Aktionären auf Anfrage auch zugesandt. Ferner werden die 
Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein und näher erläutert werden. 
Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem Tagesordnungspunkt 
keine Beschlussfassung vorgesehen. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie der des Vorstands für das Geschäftsjahr 
2010 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie der des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2010 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen. 

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2011 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die A.A.S. Assurance & Advisory Services GmbH, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hafenweg 46-48, 48155 Münster zum Abschlussprüfer 
für das Geschäftsjahr 2011 zu wählen. 



5. Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhande nen genehmigten Kapitals, die 
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals, teilwei se mit der Möglichkeit zum 
Ausschluss des Bezugsrechts, sowie über die Änderun g der Satzung 

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 7 ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes 
Kapital 2007), das den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ursprünglich 
ermächtigte bis zum 31. Mai 2012 einmalig oder mehrmals, das Grundkapital in Höhe 
von bis zu EUR 3.100.000,- durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Von dieser Ermächtigung 
ist im Jahr 2009 in Höhe von EUR 1.033.316,- Gebrauch gemacht worden, so dass die 
Ermächtigung das Grundkapital zu erhöhen, noch in Höhe von EUR 2.066.684,- 
fortbesteht. 

Aufgrund der teilweisen Ausnutzung sowie des baldigen Ablaufs des Genehmigten 
Kapitals 2007 und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, soll das 
bestehende genehmigte Kapital aufgelöst werden und ein neues genehmigtes Kapital 
(Genehmigtes Kapital 2011) geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a) Die in § 7 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands, bis zum 31. Mai 2012 das 
Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 
gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt EUR 2.066.684,- durch 
Ausgabe von insgesamt bis zu 2.066.684 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit 
einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,- je Aktie zu erhöhen und mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats jeweils über den Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts 
der Aktionäre zu entscheiden wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des 
nachfolgend bestimmten Genehmigten Kapitals 2011 aufgehoben. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 28. Juli 2016 das 
Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
EUR 3.616.658,- durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 3.616.658 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2011).  

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand wird jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den 
folgenden Fällen auszuschließen: 

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für 
die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als 
auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht 
übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den 
Handel einbezogen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 
Festlegung des endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im 
Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei der 
Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der 
auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 29. Juli 2011 unter 
vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben oder veräußert worden sind; 



• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von Aktien 
zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung von 
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2011 festzulegen. Der Aufsichtsrat wird 
ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der 
Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2011 oder nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten 
Kapital 2011 anzupassen. 

c) § 7 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 7 

Genehmigtes Kapital 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 28. Juli 2016 
das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
EUR 3.616.658,- durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 3.616.658 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011).  

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand ist jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den 
folgenden Fällen auszuschließen: 

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, 
für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 
Betrag des Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser 
Beschlussfassung als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogen Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des endgültigen 
Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Absatz 
1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 10%-
Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder 
zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 29. Juli 2011 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert worden sind; 

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von 
Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung von 
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2011 festzulegen. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung 
der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2011 oder nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 
Genehmigten Kapital 2011 anzupassen.“ 

d) Der Vorstand wird angewiesen, die vorstehend unter a) beschlossene Aufhebung des in § 7 
der Satzung enthaltenen genehmigten Kapitals erst dann zur Eintragung in das 



Handelsregister anzumelden, wenn gesichert ist, dass im unmittelbaren Anschluss an die 
Eintragung der Aufhebung des bisherigen § 7 der Satzung die beschlossene Schaffung des 
neuen genehmigten Kapitals in Höhe von EUR 3.616.658,- mit der entsprechenden 
Satzungsänderung gemäß den vorstehenden Buchstaben b) und c) im Handelsregister 
eingetragen wird. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptver sammlung zu Punkt 5 der 
Tagesordnung 

Der Vorstand hat zu Punkt 5 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 
2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts 
erstattet. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Auf 
Verlangen wird dieser Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. Der 
Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:  

Unter Tagesordnungspunkt 5 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die Schaffung eines 
neuen Genehmigten Kapitals 2011 vor.  

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 7 ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes 
Kapital 2007), das den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ursprünglich 
ermächtigte bis zum 31. Mai 2012 einmalig oder mehrmals, das Grundkapital in Höhe 
von bis zu EUR 3.100.000,- durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Von dieser Ermächtigung 
ist im Jahr 2009 in Höhe von EUR 1.033.316,- Gebrauch gemacht worden, so dass die 
Ermächtigung das Grundkapital zu erhöhen, noch in Höhe von EUR 2.066.684,- 
fortbesteht. 

Aufgrund der teilweisen Ausnutzung sowie des baldigen Ablaufs des Genehmigten 
Kapitals 2007 und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, soll das 
bestehende genehmigte Kapital aufgelöst werden und ein neues genehmigtes Kapital 
(Genehmigtes Kapital 2011) geschaffen werden. 

Die beantragte Ermächtigung für das Genehmigte Kapital 2011 soll der Gesellschaft 
allgemein dazu dienen, sich bei Bedarf zügig und flexibel Eigenkapital zu günstigen 
Konditionen zu beschaffen. 

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird den Aktionären grundsätzlich ein 
Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats in folgenden Fällen ausgeschlossen werden: 

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, die nicht 
gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können. Ohne den Ausschluss des 
Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags würden die technische Durchführung der 
Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts insbesondere bei der 
Kapitalerhöhung um runde Beträge erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmöglich für die 
Gesellschaft verwertet. Der Vorstand wird jedoch versuchen, die Entstehung von 
Spitzenbeträgen bei den Bezugsrechten zu vermeiden. 

Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen anteiligen Betrag am 
Grundkapital von bis zu 10 %, bezogen sowohl auf das zum Zeitpunkt dieser 



Beschlussfassung als auch auf das zum Zeitpunkt der Ausgabe vorhandene 
Grundkapital, um die neuen Aktien zu einem Betrag auszugeben, der den Börsenpreis 
der bereits in den Handel einbezogen Aktien nicht wesentlich unterschreitet, wobei nicht 
wesentlich eine Unterschreitung des durchschnittlichen Schlusskurses der letzten zehn 
Börsentage um bis zu 5 % ist. Diese auf § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gegründete 
Ermächtigung erlaubt die rasche Durchführung einer Barkapitalerhöhung zu einem den 
aktuellen Marktbedingungen möglichst nahe kommenden Ausgabebetrag. Bei der 
Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Abschlag auf den Börsenpreis so 
niedrig bemessen, wie dies nach dem Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglich ist. Denn aufgrund des Umstands, dass die Platzierung ohne 
gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags erfolgen 
kann, muss bei der Festsetzung nicht das Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer 
Bezugsfrist berücksichtigt werden. Durch die Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an 
den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. Es kommt zwar durch 
eine derartige Kapitalerhöhung zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Aktionäre, die ihre 
Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten möchten, haben 
indessen die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die Börse zu 
erwerben. 

Schließlich kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen ausgeschlossen werden. Im 
Falle des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, müssen diese im Rahmen des Unternehmensgegenstands der 
Gesellschaft liegen. Diese Ermächtigung soll den Vorstand insbesondere in die Lage 
versetzen, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur 
Verfügung zu haben, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, 
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen 
Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der Erwerb eines 
Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung erfordert in der Regel eine rasche 
Entscheidung. Durch die vorgesehene Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit 
gegeben, bei entsprechend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition rasch und 
flexibel auf vorteilhafte Angebote reagieren zu können. Dasselbe gilt im Hinblick auf die 
Einbringung von Forderungen oder anderen Wirtschaftsgütern. Es kommt bei einem 
Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und 
des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung eines 
Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen 
Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die 
Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Konkrete Erwerbsvorhaben, für 
die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit nicht. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen 
auch unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden 
Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen. 



Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der Einsatz der 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss notwendig und für die Gesellschaft von 
Vorteil ist, bevor er die Zustimmung des Aufsichtsrats hierfür einholt. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals berichten. 

 

Adressen für die Anmeldung zur Hauptversammlung, di e Übersendung des 
Anteilsbesitznachweises und eventuelle Gegenanträge  bzw. Wahlvorschläge 

Anmeldungen zur Hauptversammlung und Übersendungen zum Nachweis des 
Anteilsbesitzes sind an folgende Adresse zu senden: 

Aragon Aktiengesellschaft 
c/o C-HV AG 
Gewerbepark 10 
92289 Ursensollen 
Deutschland 
Telefax: +49 (0) 9628 92 99 871 
E-Mail: info@c-hv.com 

Eventuelle Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge sind an folgende Adresse zu senden: 

Aragon Aktiengesellschaft 
Investor Relations 
Kormoranweg 1 
65201 Wiesbaden 
Deutschland 
Telefax: +49 (0) 611 890 575 99 
E-Mail: ir@aragon.ag 

 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

Nach § 121 Abs. 3 AktG sind nicht-börsennotierte Gesellschaften in der Einberufung lediglich 
zur Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und 
der Tagesordnung sowie der oben genannten Adressen verpflichtet. 

Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um den Aktionären der Aragon Aktiengesellschaft 
die Teilnahme an der Hauptversammlung zu erleichtern. 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der 
Hauptversammlung sind gemäß § 21 der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die 
sich unter Vorlage eines besonderen Nachweises ihres Aktienbesitzes bis spätestens zum 
Ablauf des 22. Juli 2011 unter der oben genannten Adresse anmelden. 

Der besondere Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des 08. Juli 2011  
(Nachweisstichtag) zu beziehen. Er ist durch Bestätigung über den Anteilsbesitz durch das 
depotführende Institut in Textform zu erbringen. Die Bestätigung muss in deutscher oder 
englischer Sprache verfasst sein. 



Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den 
Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Wir bitten die Aktionäre, 
frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an 
die Gesellschaft Sorge zu tragen und empfehlen unseren Aktionären, sich alsbald mit ihrem 
depotführenden Institut in Verbindung zu setzen. 

 

Stimmrechtsvertretung 

Die Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen wollen, können ihr 
Stimmrecht unter entsprechender Vollmachterteilung durch einen Bevollmächtigten, auch 
durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen grundsätzlich der Textform.  

Ausnahmen vom Textformerfordernis können für Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen oder 
diesen gleichgestellten Personen oder Institutionen bestehen, vgl. § 135 AktG, § 125 Abs. 5 
AktG. Bitte stimmen Sie sich daher, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder eine diesen gleichgestellten Personen oder Institutionen bevollmächtigen wollen, mit 
diesen über eine mögliche Form der Vollmacht ab. 

Die Bevollmächtigung kann nachgewiesen werden durch Vorweisen der Vollmacht bei der 
Einlasskontrolle am Tag der Hauptversammlung oder durch die vorherige Übermittlung des 
Nachweises an folgende Adresse: 

Aragon Aktiengesellschaft 
Investor Relations 
Kormoranweg 1 
65201 Wiesbaden 
Telefax: +49 (0) 611 890 575 - 99 
E-Mail: ir@aragon.ag 

Als besonderen Service bieten wir unseren Aktionären wie schon in den Vorjahren an, von 
der Gesellschaft benannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der 
Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. 

Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, müssen 
diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die 
Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Damit der 
Stimmrechtsvertreter die überlassenen Vollmachten und Weisungen in der 
Hauptversammlung ausüben kann, müssen diese ihm rechtzeitig, spätestens bis zum Ablauf 
des 25. Juli 2011 , vorliegen. 

Die Aktionäre, die einem Vertreter oder den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten, müssen sich ebenfalls zur 
Hauptversammlung rechtzeitig anmelden. 

Aktionäre, die einen Vertreter oder die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
bevollmächtigen möchten, werden gebeten zur Erteilung der Vollmacht das Formular zu 



verwenden, das die Gesellschaft hierfür bereit hält. Auf der Rückseite der Eintrittskarten ist 
die Möglichkeit zur Vollmachterteilung sowie zur Unterbevollmächtigung gegeben. Des 
Weiteren steht den Aktionären ein Formular zur Vollmachterteilung auf der Webseite der 
Gesellschaft unter „http://www.aragon.ag > Investor Relations > Hauptversammlung“ zum 
Download zur Verfügung und kann bei der Gesellschaft kostenlos angefordert werden. 
Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung erhalten die Aktionäre zusammen mit der 
Eintrittskarte zur Hauptversammlung. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung und Wahlvorschläge 
gemäß §§ 126, 127 AktG machen. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären zur 
Tagesordnung sind ausschließlich an die vorgenannte Adresse zu richten. Anders 
adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären zur Tagesordnung, die bis zum Ablauf des 14. 
Juli 2011 bei der Gesellschaft eingehen und die die weiteren Voraussetzungen für eine 
Pflicht der Gesellschaft zur Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, werden 
einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse „http://www.aragon.ag > Investor 
Relations > Hauptversammlung“ veröffentlicht. 

 

Wiesbaden im Juni 2011 

Der Vorstand 

 

 


